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In der aufgeregten Debatte über Historiker im 
Nationalsozialismus hat man sich bisher vor 
allem auf personelle und institutionelle Kontinui-
täten zwischen Weimar und dem Dritten Reich 
konzentriert und die Mitwirkung einzelner Ge-
lehrter an der Vorbereitung des Holocaust the-
matisiert; was „Ostforschung" praktisch bedeu-
tete und welche fatalen Konsequenzen sie ha-
ben konnte, war dagegen kein Thema.  
 
Andreas Kossert schließt diese Lücke, und zwar 
am Beispiel Masurens, wo die mehrheitlich pol-
nischsprachige slawische Bevölkerung schon 
seit dem Kaiserreich beträchtlichem Assimilie-
rungsdruck ausgesetzt war, der nach dem Ers-
ten Weltkrieg weiter zunahm und nach 1933 in 
eine aggressive Germanisierungspolitik um-
schlug. Sie wurde unter massiver Mithilfe von 
Wissenschaftlern ins Werk gesetzt.  
In Masuren, so lautete das Ziel, sollten alle pol-
nisch-slawischen Spuren ein für alle Mal besei-
tigt werden 
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Einleitung 
 
Das südliche Ostpreußen - Masuren - bildete 
mit seiner herben, ursprünglichen Natur einen 
elementaren Bestandteil des deutschen Mythos 
Ostpreußen. Hier, an der Grenze zum slawisch-
baltischen Kulturraum, im „Land der dunklen 
Wälder und kristallnen Seen" - wie es im Ost-
preußenlied hieß -, im äußersten Osten des 
Reiches lag ein Faszinosum deutscher Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts, das spätestens 
nach dem Ersten Weltkrieg die deutsche Öffent-
lichkeit in seinen Bann zog.  
Mit dem Untergang des Deutschen Reiches 
entschwand Masuren nach 1945 zunehmend 
aus dem deutschen Blickfeld.  
Lediglich Siegfried Lenz lieferte mit seinen Ma-
surischen Geschichten „So zärtlich war Suley-
ken" und dem Roman „Heimatmuseum" einen 
literarisch weithin vernehmbaren Abgesang auf 
diese versunkene Welt. 
 
Durch seine spezifische ethnische Struktur 
spielte Masuren nach 1918 eine besondere 
Rolle als „Grenzland" im deutsch-polnischen 
Konflikt. Als Kernbestandteil Altpreußens hatte 
das südliche Ostpreußen territorial nie zu Polen 
gehört, es hatte aber eine mehrheitlich pol-
nischsprachige Bevölkerung, die durch ihren 

Protestantismus allerdings jahrhundertlang in 
engster loyaler Einheit mit dem Gesamtstaat 
Preußen stand.  
Nach dem Ersten Weltkrieg bot sich hier ein 
wissenschaftliches Experimentierfeld für die 
praktische Anwendung der Thesen aus der 
„Volks- und Kulturboden Theorie". 
Seit dem 42. Historikertag in Frankfurt am Main 
im Herbst 1998 findet das Thema „Deutsche 
Historiker im Nationalsozialismus" eine breite 
öffentliche Rezeption.  
Nachdem der mitunter hitzigen Debatte die 
Emotionalität entzogen und sie aus den Feuille-
tons wieder in die Forschung zurückverwiesen 
wurde, setzt eine Versachlichung ein.  
Die Kernfrage des gesamten Forschungsspekt-
rums bezieht sich auf den Grad der politischen 
Funktionalisierung der Historiker und die geis-
tig-kulturellen Ursachen ihres Engagements 
nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg.  
Nach den Gebietsabtretungen wurde über alle 
Parteigrenzen hinweg die Forderung nach um-
fassenden Grenzrevisionen laut, überall blühte 
ein verstärktes Interesse für die gemischtethni-
schen Grenzregionen des Reiches sowie die 
deutschen Minderheiten, die außerhalb 
Deutschlands lebten. 
 
Bei der Analyse der Literatur zur Ostforschung 
fällt deren bisweilen polemische Zuspitzung auf 
prominente Persönlichkeiten auf, eine Untersu-
chung konkreter regionaler Beispiele blieb je-
doch bislang aus.  
Das Interesse konzentrierte sich vor allem auf 
die Beteiligung einzelner Historiker an der Vor-
bereitung der Vernichtung der europäischen 
Juden, während die Genese der „Ostforschung" 
ab Erforschung der gemischtethnischen Zonen 
und „Inseln deutschen Volkstums" in Ostmitte-
leuropa kaum zur Sprache kam.  
 
Dabei waren seit den zwanziger Jahren zahlrei-
che Regionen in das Blickfeld der Forschung 
geraten. Neben dem hier zu behandelnden 
Masuren existierten gemischtethnische Gebiete 
im südlichen Ermland, im nordöstlichen Ost-
preußen, in Hinterpommern, in der Ober-und 
Niederlausitz sowie in Oberschlesien.  
Jenseits der Reichsgrenzen gab es ferner die 
Kaschuben nördlich und westlich von Danzig 
sowie die evangelischen Polen im südlichen 
Teil der ehemaligen Provinz Posen sowie die 
gemischtethnischen Regionen im Westen, wie 
etwa Nordschleswig, Friesland oder das Elsaß. 
Doch entfaltete die „Westforschung" im Ver-
gleich zur „Ostforschung" nach 1933 ungleich 
geringere politische Wirkungen

1
. 

 
Masuren, als ethnisch gemischtes Gebiet auf 
das engste mit der deutschen und polnischen 
Kultur verbunden, lieferte dem Theorem der 
„Volks- und Kulturbodenforschung" der Weima-
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rer Republik ein praktisches wissenschaftliches 
Betätigungsfeld. Die leitende Frage ist, inwie-
weit am regionalen Beispiel qualitative Unter-
schiede vor und nach 1933 sichtbar werden. 
Dabei muß besonders untersucht werden, ob 
sich das Wissenschaftsverständnis geändert 
hat und inwiefern nach 1933 ein totalitäres Re-
gime neue Wege in der Umsetzung der Germa-
nisierungspolitik suchte. 
 
Aufgabe und Ziel dieser Studie ist es, die prak-
tische Implementierung wissenschaftlicher 
Theorien und ihrer Konsequenzen in einer Re-
gion zu veranschaulichen und damit einen Bei-
trag zur gegenwärtigen Diskussion über die 
Funktionalisierung und aktive Partizipation der 
deutschen Wissenschaft am Nationalsozialis-
mus zu leisten.  
Enthüllende biographische Novitäten sind dabei 
ebenso wenig zu erwarten wie grundlegende 
theoretische Neuansätze. Vielmehr soll am 
Beispiel Masuren gezeigt werden, wie in be-
stimmten Forschungskonzeptionen seit 1918 
politische Argumente eingeführt wurden, die 
schließlich auch funktionalisiert werden konn-
ten. Es geht also um die Beweggründe, ideolo-
gischen Modelle sowie ihre konkreten Konse-
quenzen vor und nach 1933. Wissenschaft 
stand damals allein unter dem Banner der Legi-
timarionsforschung, die vermeintliche nationale 
Besitzstände reklamierte und festschrieb.  
 
Ein klares Freund-Feind-Schema erlaubte - wie 
Peter Schöttler feststellte - nur zwei Optionen: 
Staatsräson oder Subversion, Nationalismus 
oder Defätismus. Diese absurden ideologischen 
Alternativen waren derart prägend, daß sich 
ihnen kaum ein deutscher Wissenschaftler ent-
ziehen konnte

2
. Was in der Weimarer Republik 

begann, setzte sich mit veränderten ideologi-
schen Koordinaten nach 1933 fort

3
. 

 
Durch die personelle und, gerade im Bereich 
der deutschen Osteuropaforschung, auch kon-
zeptionelle Kontinuität war Selbstkritik der un-
mittelbar an den Geschehnissen beteiligten 
Historiker nach 1945 kaum zu erwarten.  
Eine Beschäftigung mit der Geschichte der ei-
genen Zunft setzte in verstärktem Maß erst 
nach der Änderung des politischen Koordina-
tensystems in Mitteleuropa nach 1989 ein

4
. 

Ihren Höhepunkt erreichte dieser Trend auf dem 
bereits erwähnten Historikertag 1998, in dessen 
Umfeld zahlreiche neue Forschungen entstan-
den

9
. In einem Sammelband faßten Winfried 

Schulze und Otto Gerhard Oexle den Stand der 
Forschungen Ende 1999 zusammen

6
.  

Besonders bedeutsam erwies sich die Studie 
von Michael Fahlbusch über die „Volksdeut-
schen Forschungsgemeinschaften 1931-1945"

7
, 

aber auch Untersuchungen über regionale Zent-
ren der „Ostforschung" erzielten verstärkte 

Aufmerksamkeit
8
. Doch hier dominierten vor-

wiegend historiographiegeschichtliche Arbeiten 
sowie terminologische Begriffsklärungen, wäh-
rend die praktische Umsetzung der Forschun-
gen in Ostmitteleuropa vernachlässigt wurde. 
Forschungen über Ostpreußen stehen noch am 
Anfang - und zwar für die Weimarerjahre eben-
so wie für den Nationalsozialismus. Bis in die 
achtziger Jahre hinein herrschten Darstellungen 
vor, die die Zeit zwischen 1933 und 1945 
schlicht als eines der vielen Kapitel ostpreußi-
scher Verwaltungsgeschichte abhandelten

9
.  

 
Der 1933 einsetzende Terror mit seinen verhee-
renden Konsequenzen für die Minderheiten in 
der Provinz wurde geflissentlich ignoriert. Einen 
gewissen Fortschritt markierten die Studien von 
Gerhard Reifferscheid mit dem Schwerpunkt auf 
dem katholischen Ermland

10
, in denen die NS-

Zeit nicht ausgeblendet wurde, während die 
unter persönlichen biographischen Eindrücken 
stehenden Dokumentationen evangelischer 
Pfarrer der „Bekennenden Kirche" die Rolle 
ihrer eigenen Anhängerschaft nachträglich ver-
klärten

11
.  

Eine Quellensammlung amtlicher Dokumente 
über die Kriegsjahre vermittelt die interne und 
damit unzensierte dramatische Einschätzung 
der Lage Ostpreußens durch die NS-
Behörden

12
. Von polnischer Seite liegt eine 

Studie zur Frühphase der NSDAP in der Wei-
marer Republik vor, die jedoch kaum mehr als 
eine Grundlage für eine übergreifende Synthese 
bieten kann

13
. Eine sozial- und wirtschaftsge-

schichtliche Analyse der letzten Jahre der Wei-
marer Republik im südlichen Ostpreußen bietet 
die Studie von Dieter Hertz-Eichenrode

14
. Aus 

der Feder von Jörg Hackmann stammt eine 
historiographiegeschichtliche Arbeit zur ost- und 
westpreußischen Landesforschung, die die 
wichtigsten deutschen Forschungslinien im 20. 
Jahrhundert herausarbeitet

15
. 

 
Masuren 
 
Masuren - der südliche und südöstliche Teil 
Ostpreußens - gehört zu der deutsch-
slawischen Kontaktzone. In der Terminologie 
der zwanziger und dreißiger Jahre bezeichnete 
man seine Bevölkerung stets als „nationale 
Zwischenschicht", als „Volksembryone" bzw. als 
„Kulturdeutsche mit nichtdeutscher Haus-
sprache". Bereits in der wilhelminischen Zeit 
bemühte man sich auf deutscher Seite, die eth-
nische Minderheit der Masuren in den Kontext 
ihrer Ostmarkenpolitik einzubeziehen.  
 
Erklärtes Ziel war die möglichst weitgehende 
historische und kulturelle Herauslösung der 
Geschichte Masurens aus ihrem ethnisch unbe-
streitbar polnischen Kontext. Damit wollte man 
einer vermeindlichen „polnischen Gefahr" be-
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gegnen, da 1872 der polnische Historiker Woj-
ciech Ketrzynski einen Anspruch Polens auf 
Masuren als ethnisch polnisches Siedlungsge-
biet angemeldet hatte'

6
.  

Ketrzyriskis Appell an die Öffentlichkeit, die 
Masuren als „polnische Brüder" im politischen 
Bewußtsein zu verankern, war jedoch weitge-
hend ungehört geblieben. Dessen ungeachtet 
bemühten sich polnische Kreise - finanziert aus 
Posen, Lemberg und Warschau - bis 1914, eine 
nationale polnische Stimmung in Masuren zu 
schaffen. Alle Versuche einer polnischen Ein-
flußnahme in Masuren scheiterten jedoch kläg-
lich. 
 
Allerdings riefen diese polnischen Bemühungen 
die deutsche Seite auf den Plan. Der preußisch-
deutsche Staat forcierte seine als Präventiv-
maßnahme deklarierte Germanisierungspolitik. 
1895 begann man durch die wissenschaftliche 
Schaffung eines Kunsttopos „Masurisch" suk-
zessive den linguistischen Sonderstatus zu 
konstruieren, der das in Masuren gesprochene 
Polnisch von der polnischen Hochsprache tren-
nen sollte

17
.  

Nach 1918 fand dieses Bemühen eine Fort-
setzung, das jedoch immer daran krankte, daß 
aus nichtdeutschen Masuren auf Biegen und 
Brechen „Deutsche" gemacht werden sollten.  
 
Nach der Wiederherstellung der Republik 1918 
forderte Polen die Integration Masurens in den 
polnischen Staatsverband, was die deutsche 
Seite weiter empörte. Aber auch diesmal gelang 
es nicht, eine dauerhafte propolnische Bewe-
gung ins Leben zu rufen, obwohl Warschau 
beträchtliche finanzielle Mittel für diese Kam-
pagne eingesetzt hatte. 
Masurens Geschichte weist in vielfacher Hinsicht 
einzigartige Spezifika auf. Der Name der Region 
geht auf polnische Siedler zurück, die dem 
Werben des Deutschen Ordens und — nach 
dessen Säkularisierung - der preußischen Her-
zöge gefolgt und aus dem benachbarten polni-
schen Herzogtum Masowien nach Preußen 
gekommen waren.  
Bereits 1360 erwähnten Handfesten des Or-
dens polnische Siedler, die die „Große Wildnis" 
des preußischen Südens urbar machten. Mit 
der Säkularisierung des Ordensstaates 1525 
übernahmen auch die polnischsprachigen Un-
tertanen automatisch die evangelische Konfes-
sion. Seit dieser Zeit entwickelte sich im südli-
chen Preußen ein spezifischer polnischsprachi-
ger Protestantismus, der im multiethnischen 
Staat jahrhundertelang unbehelligt blieb.  
 
Die um 1900 etwa 350.000 Personen umfas-
sende Gruppe der Masuren in den Landkreisen 
Osterode, Neidenburg, Ortelsburg, Sensburg, 
Lötzen, Oletzko (seit 1928 in Treuburg umbe-
nannt), Lyck und Johannisburg zeichnete sich 

durch einen stark borussisch gefärbten Königs-
patriotismus, die evangelische Konfession so-
wie gleichzeitig die polnische Sprache aus.  
Bis 1871 war der multiethnische Konsens un-
bestrittene Staatsräson Preußens. 
 
Mit dem deutschen Einigungsprozeß stieg je-
doch der Wunsch nach einem ethnisch homo-
genen Nationalstaat. Als anderssprachiger 
Überrest einer scheinbar versunkenen Welt 
paßten die Masuren nicht mehr in das zeitge-
nössische Bild. Nach 1871 erließ der ostpreußi-
sche Oberpräsident umfassende Germanisie-
rungs-maßnahmen.  
Seit 1888 war die polnische Sprache aus allen 
Schulstuben Masurens verbannt. Auch die 
evangelische Kirche beteiligte sich aktiv an der 
Germanisierungspolitik und baute die pol-
nischsprachige Seelsorge immer mehr ab, so 
daß sich mit erstaunlicher Geschwindigkeit ein 
Assimilierungsprozeß vollzog.  
Die ländliche Bevölkerung in Dorf und Familie 
blieb zwar bis zum Ersten Weltkrieg weitgehend 
polnischsprachig, allein die Kenntnis der deut-
schen Sprache bot aber soziale und wirtschaft-
liche Aufstiegschancen. Durch die allgegenwär-
tige Negativpropaganda über ihre kulturelle 
Rückständigkeit entstand bei den Masuren so-
gar ein verinnerlichter Minderwertigkeitskomp-
lex.  
 
Sie fühlten sich als „Bürger zweiter Klasse", und 
Sprüche wie „Wo sich aufhört die Kultur, be-
ginnt zu leben der Masur" hinterließen tiefe 
Wunden im masurischen Selbstbewußtsein.  
Daher gab es auch kaum Proteste gegen die 
radikale Germanisierungspolitik; die überwälti-
gende Mehrheit schickte sich vielmehr in das 
Unvermeidliche, nicht wenige sahen sogar eine 
Chance, das ungeliebte slawische Habit abzu-
legen. 
Auch wirtschaftlich erhoffte sich die stets ver-
nachlässigte Region mehr Impulse von außen, 
und schließlich hegten vor allem jüngere Masu-
ren den Wunsch nach sozialem Aufstieg.  
Daher bemühten sie sich auch - wie vor allem in 
den Wahlen sichtbar wurde - um eine beson-
ders deutliche Loyalitätsbekundung zugunsten 
deutsch-konservativer Parteien bzw. später zur 
NSDAP

18
. 

 
Im Rahmen der preußisch-deutschen Ostmar-
kenpolitik verstärkte sich der deutsch-polnische 
Antagonismus, der auf deutscher Seite zu ei-
nem latenten Antipolonismus führte. Mit der 
Wiederherstellung Polens in Form der Zweiten 
Republik 1918 entwickelte sich der Streit zu 
einem emotionalen deutsch-polnischen „Kampf 
um Masuren". Damit trat Masuren mit seiner 
eigentümlichen ethnischen Konstellation als 
„Objekt" auf die Bühne eines absurden nationa-
listischen Schauspiels

19
. 
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Die Idee des „Volks- und Kulturbodens" in 
der Weimarer Republik 
 
Mit der militärischen Niederlage und den Folgen 
der Pariser Vorortverträge geriet das Selbstver-
ständnis der Deutschen ins Wanken. Als sich 
Gebietsverluste in Ost und West abzeichneten, 
setzte eine Revisionspolitik ein, die sich auf 
einen überwältigenden gesellschaftlichen Kon-
sens stützen konnte. Auch bisher kaum beach-
tete Grenzgebiete an der Peripherie des Rei-
ches rückten auf der Versailler Friedenskonfe-
renz in das internationale Rampenlicht  
Plötzlich war der Name einer Landschaft in aller 
Munde: Masuren.  
Als sich eine propolnische internationale Stim-
mung abzeichnete, nutzte Polen die Gunst der 
Stunde für Territorialforderungen, die weit über 
die Wiederherstellung der Grenzen hinausgin-
gen», die vor der Ersten Teilung 1772 bestan-
den hatten. 
 
Auch das mehrheitlich polnischsprachige Masu-
ren, das in seiner Geschichte niemals Teil eines 
polnischen Staatsverbandes gewesen war, stell-
te nach der plastischen Konzeption der rechts-
katholischen Nationaldemokraten unter Feder-
führung Roman Dmowskis ethnisch slawisches 
Gebiet und damit „urpolnisches" Land dar.  
 
Nachdem man in Versailles eine Volksabstim-
mung für den 11. Juli 1920 festgesetzt hatte, 
kam es bereits in deren Vorfeld zu einer harten 
deutschpolnischen Kontroverse. An den Wahl-
urnen entschieden sich die Masuren, wie inter-
national auch kaum ernsthaft bezweifelt worden 
war, in ihrer überwältigenden Mehrheit - mit 
99,32 Prozent der gültigen Summen - für einen 
Verbleib bei Ostpreußen

10
.  

 
Mit dieser nachträglich als „Abstimmungskampf" 
deklarierten Kontroverse begann der „Volk-
stums- und Grenzlandkampf, der seitdem eine 
stete Fortsetzung fand. Allerdings kämpfte man 
in Masuren ohne wirklichen Gegner, da die 
polnischen Minderheitenvereine nur geringen 
Anhang hatten und deren Mitglieder sich zudem 
fast alle weniger aus Idealismus als aus mone-
tären Gründen für ein polnisches Masuren en-
gagierten. 
Nach den politisch unruhigen Zeiten der Ab-
stimmungen im Osten, die 1921 in Oberschle-
sien ihren Abschluß fanden, trat im Deutschen 
Reich eine neue emotionalisierte Forschergene-
ration mit dem heißen Wunsch nach einer 
durchgreifenden Revisionspolitik auf den Plan. 
Diese Wissenschaftler wollten eine im deut-
schen Sinne gestaltete Volkstumspolitik in den 
Grenzregionen des Reiches durchsetzen und 
damit dauerhaft ein Bollwerk gegen polnische 
Ansprüche schaffen.  

Die zu dieser Zeit entstandene nichtrassische 
Konzeption des Volks- und Kulturbodens erfuhr 
eine ganz konkrete Anwendung auf die ge-
mischtethnischen Gebiete in den preußischen 
Ostprovinzen.  
 
Inspiriert durch den Wunsch nach einer Revisi-
on der territorialen Verhältnisse und einer ein-
deutigen Stärkung des Deutschtums entwickel-
ten die Geographen Albrecht Penck und Wil-
helm Volz dieses Modell, das den Willen eines 
Volkes über dessen ethnische Abstammung 
stellte. Dabei umfaßte der deutsche Volksboden 
das geschlossene deutschbesiedelte Gebiet. 
 
Für die gemischtethnischen Regionen Ostmitte-
leuropas kam jedoch vor allem die von Albrecht 
Penck eingeführte Kulturboden-Definition in 
Betracht, der zufolge deutscher Kulturboden 
auch noch überall dort in Osteuropa zu finden 
war, wo „die deutsche Bevölkerung gegenüber 
der anderssprachigen zurücktritt, wo sie aber 
dem Lande den Kulturcharakter aufdrückt oder 
aufgedrückt" habe

21
. Diese Terminologie war so 

diffus wie fragwürdig, da sie mit ihrem Deutsch-
tumsbezug im „Kulturboden" weit über die alten 
Grenzen des Reiches hinausging und alles 
potentiell Deutsche zu integrieren suchte. 
 
Das neue Paradigma erfuhr seine institutionelle 
Weihe durch die 1922 entstandene „Mittelstel-
le", die 1926 in die „Stiftung für Volks- und Kul-
turbodenforschung" überging. In ganz bewuß-
tem Gegensatz zum westeuropäischen Modell 
der Staatsnation setzte die von Wilhelm Volz 
geführte Stiftung auf den „Volksund Kultur-
raum"

22
. Ihren Protagonisten stand mit ihrer 

Auffassung vom „anwendungsorientierten Han-
deln" auch nicht der Gelehrte alten Zuschnitts 
vor Augen

28
.  

 
Aus diesem Grund traten sie bewußt in enge 
Kontakte zu den Deutschtums- und Heimatver-
bänden sowie zu den Ministerien auf Reichs- 
und Landesebene. Als interdisziplinär arbeiten-
de Institution bot die Leipziger Stiftung Behör-
den und Verbänden Amtshilfe durch wissen-
schaftliche Studien aus den Bereichen der Ge-
schichte, Kulturgeographie, Volkskunde, 
Sprachwissenschaft, Siedlungsforschung, Sta-
tistik sowie Germanistik.  
Anders als nach 1933 hatte die Politik aber 
keine konkreten Forderungen an die Wissen-
schaft; die Entstehung der Leipziger Stiftung 
basierte vielmehr auf der Eigeninitiative einzel-
ner Forscher, die aus deren politischer Über-
zeugung heraus entstand. 
 
Nach der Auflösung der Stiftung entstand 1932 
mit der „Publikationsstelle" (PUSTE) am Ge-
heimen Staatsarchiv in Berlin-Dahlem eine 
neue wesentlich effizienter arbeitende Koordi-
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nationsstelle. Vom Generaldirektor der Preußi-
schen Staatsarchive, Albert Brackmann, bis 
1936 geleitet, ging ihre Gründung vor allem auf 
die Initiative von Johannes Papritz zurück.  
Neben der Analyse und Widerlegung polnischer 
Ansprüche suchte die auch an der PUSTE fort-
gesetzte Volksund Kulturbodenforschung „das 
sogenannte Besitz- und Existenzrecht einer 
Volksgruppe an einem Ort und in einem Raum 
nachzuweisen"

24
. 

 
Besonders schwierig erwies sich dabei die his-
torische Einordnung der nichtdeutschen Ethnien 
in der deutsch-polnischen Kontaktzone. Da 
objektive Kriterien wie Sprache und ethnische 
Abstammung dem Revisionsanspruch klar ent-
gegenstanden, mußten die unbestreitbar slawi-
schen Ethnien der Masuren, Kaschuben und 
Oberschlesier eine neue wissenschaftliche Ka-
tegorisierung erfahren.  
Dabei legte die Ostforschung eine zweifelhafte 
Gratwanderung an den Tag, die die ethnische 
Dimension marginalisierte, hingegen die jahr-
hundertelange Sozialisation der Masuren in 
einem preußisch-deutschen Staat unterstrich. 
Mit dem Begriff des „Volks- und Kulturbodens" 
wurde dem Einfluß der deutschen Kultur eine 
das Bewußtsein und die nationale Orientierung 
der Masuren dauerhaft prägende Bedeutung 
zugeschrieben.  
Dabei stand die seelisch-subjektive Dimension 
der Nationalität über dem ursprünglich objektiv 
ethnisch bestimmten „Volkstum", wie Volz 
schon 1926 programmatisch festgestellt hatte: 
 
„[...] die Kaschuben und Masuren, die Ober-
schlesier und Wenden sind deutscher Kultur, 
Glieder des deutschen Volkes, Deutsche, auch 
wenn das alte Idiom noch nicht erloschen ist 
[...], Nicht die Rasse entscheidet über das Volk-
stum - unterscheidet sich denn überhaupt der 
Wende körperlich vom Sachsen? Der was-
serpolnisch sprechenden Oberschlesier vom 
deutsch Sprechenden? -, sondern der Wille und 
das Volksbewußtsein."

59 

 
Auch andere Forscher wie Carl Petersen 
schlossen sich dieser Konzeption an, wonach 
Masuren durch seine deutsche Prägung auch 
Teil des deutschen „Volks- und Kulturbodens" 
geworden sei: „Wessen Seele von einem Natio-
nalgedanken erfüllt wurde — ganz gleich, wel-
chem Volkstum er entsprang - der gehört der 
Nation auch als echtes Mitglied an."

26
  

Durch ihre eigene subjektive Entscheidung - 
den „Willen" - waren sie demnach Angehörige 
der deutschen Nation.  
Dabei offenbarte sich allerdings ein besonders 
opportunistischer Gebrauch des Natio-
nenbegriffs. Während man sich in Masuren und 
anderen mehrheitlich polnischsprachigen 
Grenzgebieten im Osten bemühte, das Subjek-

tivitätsprinzip zu betonen und die „objektiven" 
Kriterien Ethnie und Sprache in ihrer Bedeutung 
zu reduzieren, bekräftigte die gleiche Volks- und 
Kulturbodenforschung im Westen den deut-
schen Anspruch, etwa auf das Elsaß, unter 
Heranziehung jener objektiven Kriterien, die 
man im Osten verworfen hatte. 
 
Die Praxis in Masuren 
 
Die Idee des „Volks- und Kulturbodens", die die 
subjektive Entscheidung zur Grundlage hatte, 
sahen viele durch das überwältigende pro-
deutsche Abstimmungsergebnis des Jahres 
1920 bestätigt. Deutschtumsorganisationen und 
Forschung proklamierten unisono den Anspruch 
Deutschlands auf Masuren, da die dortige Be-
völkerung sich trotz nichtdeutscher Mutterspra-
che für das Deutsche Reich und damit gegen 
die objektiven Merkmale ethnische Abstam-
mung und Sprache entschieden hatte.  
An der Spitze der deutschen Abstimmungsbe-
wegung in Masuren stand Max Worgitzki. Gebo-
ren 1884, stammte er aus der Region. Worgitzki 
verstand es als patriotische Pflicht, sich 1919 
aktiv für die deutsche Seite zu engagieren.  
Ihm lag an einer parteiübergreifenden Plattform, 
die polnische Ansprüche dauerhaft abwehren 
und den deutschen Heimatgedanken in Masu-
ren vertiefen sollte.  
Nach dem Referendum gelang ihm als Vorsit-
zenden des Ostdeutschen Heimatdienstes Al-
lenstein (OHD) und des Kulturvereins Masuren-
Ermland die Etablierung eines kraftvollen Fo-
rums für antipolnische Kulturpolitik im „Grenz-
land", die über die kurz Heimatvereine genann-
ten Verbände auch in den abgelegensten Dörfer 
spürbar wurde. 
 
Die Terminologie dieses ersten „Grenzland-
kampfes" in der noch jungen Weimarer Repub-
lik nimmt sich rückblickend recht martialisch 
aus. Doch hat die Abstimmungsbewegung da-
mals alle politischen Lager bewegt.  
Niemand wollte abseits stehen, als es galt, Ost-
preußen vor polnischen Ansprüchen zu schüt-
zen. 
Im deutschen Selbstverständnis war es eine 
Präventivmaßnahme. Worgitzki selbst identifi-
zierte sich mit liberalen Vorstellungen, seine 
Äußerungen waren aber von einem scharfen 
Antipolonismus geprägt.  
So war es kein Wunder - und das ist für die 
spätere Entwicklung der Grenzlandpolitik und 
Ostforschung zu beachten -, daß er sich auch 
gegen die ständig drohende Vereinnahmung 
durch rechtsnatio-nalistische Kreise wehren 
mußte.  
 
So schrieb er im März 1923 an das ostpreußi-
sche Oberpräsidium über die „Polenabwehr" 
des OHD: 
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„Die ganze Organisation ist parteipolitisch voll-
kommen neutral, sie umfaßt alle deutschgesinn-
ten Kreise. Der Vorstand setzt sich de-
mentsprechend zusammen aus 1 Sozialdemo-
kraten, 1 Demokraten, 1 Zentrum, 2 Deutsche 
Volksparteiler, 1 Deutschnationaler. Unser Ver-
einsorgan 'Unsere Heimat' wird von einem So-
zialdemokraten redigiert. Die Arbeit der Organi-
sation besteht außer der Beobachtung der Po-
lenbewegung in der Abwehr durch unpartei-
ische Zusammenfassung aller Deutschgesinn-
ten und durch deutsche Kulturarbeit."

27 

 
Angesichts der polnischen Ansprüche auf 
deutsche Reichsgebiete wurde in allen politi-
schen Lagern der Antipolonismus salonfähig. 
So verwahrte sich beispielsweise auch die ost-
preußische SPD 1922 gegen die Unterstellung, 
sie sei nicht patriotisch genug. Vielmehr unters-
trich sie ihre breite Unterstützung im „Abstim-
mungskampf" 1920: „Durch die Abstimmung 
haben wir bewiesen, daß wir Deutsche waren 
und sind und zu jeder Zeit und Stunde werden 
wir Sozialdemokraten, wenn unsere Heimat 
bedroht ist, uns restlos zur Verfügung stellen."

28 

 
Erklärtes Ziel der Heimat- und Deutschtumsver-
bände war - im Einklang mit Behörden und For-
schung - die Festigung einer deutschen Identität 
der Masuren. Dabei wollte man an das positive 
Abstimmungsergebnis anknüpfen und die Ma-
suren aktiv in den Assimilierungsprozeß einbin-
den. Damit verschob sich im Gegensatz zur 
früheren preußischen Ostmarkenpolitik der Ak-
zent deutlich von staatlich verordneten Germa-
nisierungsmaßnahmen zu einer Politik, die von 
der masurischen Mehrheit mitgetragen werden 
sollte. Damit fanden sich die Masuren erstmals 
als Akteure wieder.  
Die omnipräsenten Heimatvereine zielten mit 
ihrer deutschtumsbezogenen Kulturarbeit, die 
Max Worgitzki ab „national-kulturellen Selbst-
schutz unserer Grenzlandbevölkerung" be-
zeichnete, auf eine dauerhafte Abwehr polni-
scher Revisionsansprüche ab. Weiter führte 
Worgitzki am Beispiel Masurens die Übertra-
gung des Volks- und Kulturboden-Gedankens 
auf eine konkrete Region aus: 
 
„Das Masurentum ist ein Grenzvolkstum, eine 
nationale Zwischenschicht, die sich aus einer 
besonderen geschichtlichen Entwicklung heraus 
zwischen Deutschtum und Polentum gebildet 
und eingeschoben hat. Blutmäßig ist es beiden 
verbunden. [...] 
 
Die deutsche Aufgabe muß demzufolge die 
sein, den nationalen Willen der Masuren, der ja 
deutsch ist, so zu vertiefen, daß er unwandelba-
res Nationalgefühl wird. Das aber ist eine Auf-
gabe der deutschen Kultur. Denn was ist Natio-
nalität? Nicht, wie die Polen fordern, äußeres 

Merkmal, bedingt durch Abstammung, Sprache 
u.a., sondern Willenshaltung, offenbart durch 
das Bekenntnis."

29
 

Mit den ständigen Verweisen auf die „polnische 
Gefahr" sicherten sich die Deutschtums- und 
Heimatverbände zusammen mit den konserva-
tiven Honoratioren ein Meinungsmonopol in der 
Region. Nach ihren Vorstellungen konnte nur 
durch eine möglichst breite Mobilisierung der 
masurischen Bevölkerung der Assimilierungs-
prozeß erfolgreich und unumkehrbar werden.  
Dabei kam den Lehrern eine besondere Funkti-
on zu, da sie fast allerorten bereits während der 
Abstimmung 1920 Vorsitzende der Heimatver-
eine waren und sich ex officio als Repräsentan-
ten deutscher Kultur verstanden. Der OHD stell-
te umfangreiche Materialien für die lokale Kul-
turarbeit zur Verfügung. Textbücher für Dorf-
bühnentheater und Sonnwendfeiern standen 
ebenso auf der Angebotspalette wie Anleitun-
gen für Heimatfeste und Noten für Chormusik; 
auch Leihbibliotheken, Lichtbildervorträge und 
Theateraufführungen sollten deutsche Kultur 
überall sichtbar werden lassen

50
. 

 
Kulturelle Deutschtumsarbeit schloß auch die 
Landvolkbildung ein, die mit dem Volkshoch-
schulwesen den endgültigen Durchbruch erleb-
te. Auf Initiative von Max Worgitzkis Kulturver-
ein Masuren-Ermland und anderen öffentlichen 
Trägern wurde 1927 die Masurische Volks-
hochschule Jablonken gegründet, die die erste 
Bildungsanstalt dieser Art in Masuren darstellte.  
 
Mit dieser bewußt politischen Gründung sollte 
der präventive „Grenzlandschutz" durch Förde-
rung der deutschen Sprache und Kultur intensi-
viert werden. Dabei war Behörden, Forschung 
und Deutschtumsverbänden klar, daß der As-
similierungsprozeß einen problematischen 
Sprachwechsel implizierte, den es kulturell zu 
begleiten und zu fördern galt. Offiziell hieß es, 
jeder Sprachwechsel gefährde „die Kulturfähig-
keit eines Volkes", weshalb der Assimilierungs-
prozeß nicht in einem von außen imple-
mentierten „rein zivilisatorischen" Stadium ste-
cken bleiben dürfe.  
Vielmehr müßten die Masuren die deutsche 
Sprache und Kultur „nicht nur wie ein äußeres 
Gewand überstreifen, sondern gleichzeitig 
durch sie in die deutsche Kultur hin-
einwachsen"

91
. Um dieses Ansinnen zu fördern, 

bot die Masurische Volkshochschule Jablonken 
landwirtschaftliche Fortbildungskurse, Jugend-
führertagungen, Erwachsenenbildung und Hei-
marbeitslehrgänge an.  
Auch durch die Errichtung von Heimatmuseen 
erhoffte man sich eine Stärkung des „Grenz-
landgeistes". In allen Kreisstädten Masurens 
entstanden Museen, die von den Heimatverei-
nen, der OHD „gleichgeschaltet", vor allem aber 
von den Schulen regelmäßig besucht wurden

32
.  
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Auf Worgitzki ging auch die Errichtung der „Lan-
desbühne Südostpreußen" zurück, die 1924 
ihre Arbeit aufnahm und seiner Auffassung 
nach als deutsches Theater „unter den Propa-
gandamitteln einer deutschen Kulturarbeit in 
dem gemischtsprachigen Grenzgebiet" nicht 
fehlen dürfe

3
*. Zu ihren Trägern zählten 20 öf-

fentliche Körperschaften, zu denen auch einige 
masurische Städte gehörten. Im Abstand von 
zwei Wochen bot die Bühne in allen Städten 
eine Theateraufführung an. 1926 entstand 
schließlich die erste feste Bühne in Allenstein, 
das Theater „Treudank". 
 
Auch wissenschaftliche Einrichtungen mischten 
im Grenzlandkampf kräftig mit. Um das Prob-
lembewußtsein zu schärfen, organisierte die 
„Stiftung für Volksund Kulturbodenforschung" 
halbjährlich Tagungen in Grenzgebieten mit 
ethnischen Minderheiten. So fanden unter an-
derem Tagungen in Emden zu Friesland (1927) 
sowie in Graz zur steirischen Frage statt (1930).  
Ortskundige Wissenschaftler referierten dort 
über die spezifische Problematik der jeweiligen 
Regionen. Masuren wurde erstmals 1925 von 
dem Historiker Hermann Gollub auf einer im 
westpreußischen Marienburg stattfindenden 
Tagung behandelt. Doch auch in Masuren 
selbst fand zwei Jahre später eine Tagung der 
Stiftung statt. Vom 15. bis 17. September 1927 
tagte man in Ortelsburg zum Thema „Ostpreu-
ßen und das Baltikum".  
 
Neben den Vorstandsmitgliedern der Stiftung 
Wilhelm Volz, Albrecht Penck und Karl Christian 
von Loesch zählten zahlreiche Hochschullehrer 
wie Manfred Laubert (Breslau), Friedrich Panzer 
(Heidelberg) und Walther Ziesemer (Königs-
berg) zu den Teilnehmern.  
Konkretes Engagement vor Ort sollte den zahl-
reichen Vertretern der Kreis-, Regierungsbe-
zirks- und Provinzbehörden, aber auch Reprä-
sentanten mehrerer Ministerien, die neue aktive 
Rolle der interdisziplinär operierenden Volks- 
und Kulturbodenforschung im „Grenzlandkampf' 
verdeutlichen.  
Hermann Gollub sprach über die „Grundzüge 
der kulturellen Entwicklung Masurens" und Leo 
Wutschell über die „Masurenstatistik", Schließ-
lich hielt der Ortelsburger Landrat Victor von 
Poser einen Lichtbildervortrag, dem sich eine 
Autorundfahrt durch den Landkreis anschloß

54
. 

 
Auch andere Hochschullehrer stellten sich aktiv 
in den Dienst der Deutschtums- und Heimatver-
bände. So referierte der Breslauer Historiker 
Manfred Laubert auf den „Schulungslagen in 
Südostpreußen" im Februar 1925 über Polen 
und Max Worgitzki über „Preußische Polenpoli-
tik einst und jetzt". Das Motto der Veranstaltung 
lautete in Anspielung auf die eigene Arbeit 
„Drüben erhalten und hüben abwehren"*

8
. An-

dere Verbände sahen es ebenfalls als ihre na-
tionale Pflicht an, in Masuren Flagge zu zeigen.  
So fand 1928 die 18. Ordentliche Versammlung 
des  Ostpreußischen  Provinzial-Lehrervereins 
in  Ortelsburg statt,  die  als  ein „Denkmal 
deutscher Kulturarbeit im Osten" inszeniert 
wurde

36
.  

 
Die staatlich finanzierte „Reichszentrale für 
Heimatdienst* hatte schon im August 1924 eine 
„Ostdeutsche Grenztagung" in Lötzen organi-
siert, die Masuren und das nordöstliche Ost-
preußen, das sogenannte Preußisch Litauen, 
behandelte". Auch die 1923 gegründete „Histo-
rische Kommission für ost- und westpreußische 
Landesforschung" versagte ihren Beitrag zur 
wissenschaftlichen Deutschtumspflege nicht. In 
ihrem Vereinsorgan, den seit 1924 erscheinen-
den „Altpreußischen Forschungen", unterstri-
chen zahlreiche Beiträge den deutschen Ans-
pruch auf Masuren

8
*. 

 
Insgesamt nahmen die Forschungen über Ma-
suren in der Weimarer Republik deutlich zu. 
Dabei exponierten sich vor allem Vertreter der 
Volks- und Kulturbodenforschung, Allen voran 
muß Hermann Gollub genannt werden, der als 
promovierter Historiker in den staatlichen 
Archivdienst eintrat und sich zunächst in Kö-
nigsberg, später dann in Breslau, mit seiner 
Heimat Masuren beschäftigte

89
.  

 
Zusammen mit dem OHD-Vorsitzenden Max 
Worgitzki prägte Gollub das deutsche Masuren-
bild der Weimarer Republik ganz wesendlich. 
Beide verschrieben sich als gebürtige Masuren 
dem Auftrag, ihre Landsleute immer stärker in 
das deutsche Sprach- und Kulturmilieu zu as-
similieren. Mit ihrer publizistischen Arbeit ver-
suchten sie gleichzeitig, den Antipolonismus zu 
stärken und die Masuren somit gegenüber pol-
nischen Ansprüchen zu immunisieren. 
 
Hermann Gollubs Forschungen reflektieren 
exemplarisch die Umsetzung der Programmatik 
der Volks- und Kulturbodenforschung in Masu-
ren. So schrieb er 1926 in dem von Wilhelm 
Volz herausgegebenen Sammelband „Der ost-
deutsche Volksboden": 
 
„Nicht die Herkunft entscheidet letzten Endes 
über die Nationalität, sondern die innere Über-
zeugung! Dann jedoch sind die Masuren, wie 
die Abstimmung deutlich genug bewiesen hat, 
ein untrennbarer Bestandteil der deutschen 
Nation. Eine ,masurische Frage' gibt es für uns 
überhaupt nicht. Das Schicksal Masurens ist 
und bleibt unauflöslich verknüpft mit dem 
Schicksal des gesamten deutschen Vaterlan-
des"« 
 
Mit solchen Aussagen stand die Volks- und 
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Kulturbodenforschung der Weimarer Republik 
jedoch auf sehr unsicheren Beinen, da sie die 
ethnische Abstammung und Sprache der Masu-
ren ignorierte

41
, die natürlich von der polnischen 

Forschung betont wurde.  
Dessen ungeachtet verschrieb sich die 
deutsche Forschung dem Ziel, aus den Masu-
ren Deutsche zu machen. Zu diesem Zweck 
suchte sie nach neuen Definitionen für die 
schwer einzuordnenden gemischtethnischen 
Grenzregionen, so etwa als Friedrich Lange 
1932 die Masuren neben den memelländischen 
Litauern, Kaschuben, oberschlesischen Was-
serpolen, Schlonsaken und Hultschinem als 
„Volkssplitter'' und „Volksembryonen" bezeich-
nete und sie unter dem Namen „eigensprachli-
che Kulturdeutsche" zusammenfaßte

45
. 

 
Bei vielen Deutschtumsfunktionären und Wis-
senschaftlern war der Wunsch Vater des Ge-
dankens. Auch Max Worgitzki vollzog einen 
politisch-historischen Drahtseilakt, der die eige-
ne Unsicherheit deutlich werden läßt.  
Da ein bloßes Akzeptieren der multiethnischen 
Struktur Masurens politisch völlig ausgeschlos-
sen war, gab er in seinem Roman über die 
Volksabstimmung „Sturm über Masuren", der 
trotz seiner politischen Isolation nach 1933 im 
Zweiten Weltkrieg als Wehrmachts-
Kriegsausgabe erschien, das Gedankengut der 
Weimarer Volks- und Kulturbodenforschung und 
ihrer Visionen wieder, die auch seine eigene 
Tätigkeit im Ostdeutschen Heimatdienst präg-
ten: 
 
„Wir Masuren sind Grenzmenschen. Die Grenze 
zwischen zwei Völkern ist keine tote Linie, die 
sich mit scharfem Stift in der Karte einzeichnen 
läßt, noch ein Graben, der die Flur teilt. Die 
Grenze ist lebendiger Übergang und geht auch 
mitten durch uns Menschen hindurch. Darum ist 
unser Wesen, das wissen wir selbst auch am 
allerbesten, nicht mit einer einfachen Formel zu 
erklären:  
Wie unsere Zunge zweisprachig ist, so hat un-
sere Seele eine andere Sprache als unser Ver-
stand. Aber eines kann ich Ihnen mit Bestimmt-
heit versichern; wenn auch die Seele des Masu-
ren sich gern einmal an östlichen Weiten ver-
strömt, der deutsche Geist, der in ihm mächtig 
ist, hält sie fest im Zügel."

43 

 
Am Ende der Weimarer Republik offenbarte die 
deutsche Forschung am Beispiel Masurens 
ihren opportunistischen Gebrauch der Volks- 
und Kulturbodentheorie. Galten im Westen ob-
jektive Kriterien wie ethnische Abstammung und 
Sprache als Garanten für das „Deutschtum", 
reklamierte man ganz im Sinne der vornationa-
len multiethnischen Tradition der Raison d'Etats 
Preußens die Regionen der deutsch-polnischen 
Kontaktzone als deutsch und zwar aufgrund der 

subjektiven Entscheidung der dort lebenden 
Bevölkerung. Für Masuren galt ein voluntaristi-
scher Nationenbegriff, der den Willen über alles 
stellte. Damit versuchte die deutsche Forschung 
den polnischen Ansprüchen zu entgegnen, die 
mit der polnischen Abstammung und Sprache 
der Masuren scheinbar „objektive" Merkmale 
bemühten. 
Auch wenn es eine personelle und konzeptio-
nelle Kontinuität der Volks- und Kulturbodenfor-
schung über das Jahr 1933 gibt, läßt sich kons-
tatieren, daß erst der Nationalsozialismus mit 
seinem entschiedenen rassischen Biologismus 
diese Diffusität durch eine „masurgermanische" 
Neuausrichtung der Grenzland- und Volkstums-
politik ersetzte. 
 
„Masurgermanismus" und „Mischzonen 
labilen Volkstums": Die NS-Konzeptlon der 
ethnisch nichtdeutschen Grenzregion 
 
1935 begann ein interessantes Intermezzo. In 
dem von Albert Brackmann herausgegebenen 
Sammelband „Deutschland und Polen" domi-
nierte noch die auf strikt antipolnischem Revisi-
onskurs liegende Weimarer Volks- und Kultur-
bodenkonzeption. Hitlers taktische Annäherung 
an Polen, die im Nichtangriffsabkommen von 
1934 gipfelte, schlug sich in den Beiträgen noch 
nicht nieder.  
Bemerkenswert war vor allem der Beitrag des 
Königsberger Historikers Hans Rothfels. 1926 
an die Alberta berufen, mußte er 1934 als Jude 
seinen Lehrstuhl räumen und später in letzter 
Minute emigrieren. Rothfels stand in jüngster 
Zeit im Zentrum einer wissenschaftlichen Kont-
roverse. Während Ingo Haar ihm eine deutliche 
Nähe zum Nationalsozialismus attestierte, be-
scheinigte ihm Heinrich August Winkler in sei-
nem Plädoyer für die sorgsame quellenkritische 
Betrachtung eine nationalistische, aber keines-
falls NS-konforme Forschungskonzeption

44
. 

 
Konnte es tatsächlich einen qualitativen Unter-
schied zwischen dem „kämpferischen Grenz-
landnationalismus"

45
, den auch der im Volks- 

und Kulturbodenkonzept verhaftete Hans Roth-
fels vertrat, und der NS-Ideologie geben?  
Wie die aktuelle Forschung zurecht betont, gab 
es eine starke personelle und inhaltliche Konti-
nuität über das Jahr 1933 hinaus.  
Viele im Bereich der Volks- und Kulturbodenfor-
schung aktive Wissenschaftler bereiteten den 
Boden für die spätere Entwicklung. Und den-
noch gibt es Unterschiede, die in der Forschung 
zu Masuren und anderen gemischtethnischen 
Gebieten deutlich zutage treten.  
Dabei handelte es sich nicht nur um Nuancen, 
sondern um deutliche Differenzen. Auch Roth-
fels' Äußerungen zu Masuren und den ge-
mischtethnischen Regionen Ostmitteleuropas 
lassen die alte Idee des Volks- und Kulturbodens 
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als nichtrassische Konzeption erkennen. Obwohl 
sein Lehrstuhl Zentrum der historischen Ostfor-
schung war, knüpfte er in seinem Aufsatz „Das 
Problem des Nationalismus im Osten" an die 
preußischen Toleranztraditionen an, um die 
heterogenen Volks- und Sprachstrukturen Ost-
mitteleuropas herauszuarbeiten. In Masuren 
seien, so Rothfels, „slawische Sprach Zugehö-
rigkeit" und „die Frage der willensmäßigen Na-
tionalität" kein Widerspruch.  
 
Für ihn war es daher nur eine natürliche 
Schlußfolgerung, wie sie auch im Volks- und 
Kulturboden-Konzept der Weimarer Republik für 
die nichtdeutschen Grenzgebiete galt, daß sich 
Nationalität nicht über Ethnie definiere, sondern 
über den historisch-kulturellen Kontext, und den 
Willen zum Deutschen Reich hatten die Masu-
ren in der prodeutschen Abstimmung zum Aus-
druck gebracht.  
Schließlich plädierte Rothfels mit Blick auf Os-
teuropa für eine „organische Neuordnung nach 
der Reife der Volkskräfte". Ihm schwebte dabei 
ein multiethnisches Staatsgebilde habsburgi-
scher Prägung vor. Die gestaltende Aufgabe lag 
in seinen Augen beim deutschen Volk, wobei er 
sich aber nachdrücklich gegen eine „gewalttäti-
ge Ausdehnungs- und Verdrängungspolitik" 
wandte

46
. 

 
Als Rothfels* Aufsatz 1933 erschien, war in der 
Frage der nichtdeutschen Ethnien im Deut-
schen Reich schon eine Neuorientierung erfolgt, 
die besonders in Ostpreußen spürbar war. Die 
Nationalsozialisten hatten anderes im Sinn als 
die alten Protagonisten der Volks- und Kultur-
bodenkonzeption. Sie schalteten die Deutsch-
tums- und Heimatverbände gleich und ebneten 
damit den Weg hin zu einer radikaleren Germa-
nisierungspolitik durch den neu geschaffenen 
Bund Deutscher Osten (BDO).  
Außerdem trat eine neue Generation von Wis-
senschaftlern auf den Plan, die von den Lehrern 
des „Volks- und Kulturbodens" geprägt, nun 
nicht nur beratend die Politik begleitete, son-
dern sich aktiv in den Dienst der NS-Ideologie 
stellte. Theodor Oberländer war der Prototyp 
des neuen, aktiv in die Masurenpolitik eingrei-
fenden Wissenschaftlers.  
Neben seiner Tätigkeit als Leiter des Königs-
berger Instituts für osteuropäische Wirtschaft, 
durch dessen Gründung der Anspruch der Al-
bertina als Grenzlanduniversität weiter gestärkt 
wurde, fungierte Oberländer auch als Bundes-
führer des BDO und als Gauamtsleiter für das 
Grenz- und Auslandsdeutschtum. Unter seiner 
Ägide erfuhr die Germanisierungspolitik in der 
Provinz eine radikale Dynamisierung. 
Am 19./20. Dezember 1933 fand in Berlin die 
Gründungstagung der neuen „Nordostdeut-
schen Forschungsgemeinschaft" (NOFG) statt, 
deren Vorsitz Albert Brackmann innehatte. Er 

war bereits 1920 mit einer im Auftrag des deut-
schen Reichskommissars für das Abstim-
mungsgebiet Masuren Wilhelm von Gayl durch-
geführten Studie in Erscheinung getreten und 
somit durchaus mit der Region und seiner Be-
völkerung vertraut

47
.  

Johannes Papritz und Wolfgang Kohte führten 
die PUSTE in Berlin-Dahlem fort und bauten sie 
für die NOFG aus. Neben dem Vorsitzenden 
Brackmann zählten Hermann Aubin und Carl 
Engel zum Vorstand der NOFG; Carl Engel, ein 
Althistoriker, trat als akademischer Pionier der 
NS-Forschungskonzeption des „Masurgerma-
nismus" hervor.  
Als Mitglied des SS-Ahnenerbes dozierte er vor 
allem an den „Ordensburgen" der NSDAP

48
. 

Gebietsvertreter für Ostpreußen waren die 
Archivare Max Hein und Bruno Schumacher

49
. 

Am 1. April 1936 wurde die NOFG in „Nord- und 
Ostdeutsche Forschungsgemeinschaft" umbe-
nannt

50
. 

Neben der PUSTE, die sich schwerpunktmäßig 
mit dem slawischen Osten befaßte und seit 
1933 für das Außenpolitische Amt der NSDAP 
arbeitete, stand das 1927 als Filiale der Leipzi-
ger Stiftung gegründete Ostand-Institut in Dan-
zig für die Analyse und Kontrolle der polnischen 
Forschung zur Verfügung. 1935 erfolgte die 
Einrichtung einer „Landesstelle Ostpreußen für 
Nachkriegsgeschichte", die auf Vorschlag Ober-
länders von Theodor Schieder geleitet wurde

51
.  

Auf der zweiten Arbeitstagung der NOFG im 
ostpreußischen Kahlberg auf der Frischen Neh-
rung trafen im August 1934 alle Größen der 
deutschen „Ostforschung" zusammen: Albert 
Brackmann, Manfred Laubert, Ludwig Petry, 
Erich Maschke, Max Hein, Erich Kayser, Walter 
Kuhn, Alfred Karasek, Reinhard Wittram, Her-
mann Aubin, Kurt Forstreuter, Hans-Adolf Sera-
phim, Johannes Papritz, Otto Hoetzsch, Theo-
dor Oberländer, Werner Conze, Hans Morten-
sen und Theodor Schieder

52
. Auf der Tagesord-

nung standen vor allem die gemischtethnischen 
Grenzgebiete.  
Der Geograph Franz Anton Doubek hielt einen 
Vortrag über die „Mischzonen" zwischen 
deutschem und polnischem Kulturraum. Dabei 
faßte er die Masuren, die Kaschuben, die „er-
mländischen und die evang. Südposener Po-
len", die „Wasserpolen, die Slonzaken" als 
„Kernpunkte aller Volkstumsfragen in der 
deutsch-polnischen Nachbarschaft" zusammen. 
Allen schrieb er einen „noch labilen Volks tum-
scharakter" zu

6S
.  

 
Die „Mischzonen labilen Volkstums", deren 
Einwohnerzahl auf zwei bis drei Millionen ge-
schätzt wurde, galten unter den Forschern „im 
Rahmen der ,Umvolkung' als eindeutschungs-
fähig, als assimilierbar". Dennoch operierte man 
auch mit dem Terminus „indifferente Zwischen-
schicht"

54
. 
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Der Gebrauch derart schwammiger Begriffs-
konstruktionen belegt, daß man auch nach 
1933 zunächst nicht genau wußte, wie mit den 
nichtdeutschen Ethnien auf dem Reichsgebiet 
zu verfahren sei.  
Allerdings stand immer weniger die subjektive 
Entscheidung - der „Wille" in der Konzeption 
des Volks- und Kulturbodens im Zentrum, und 
klar wurde auch, daß sich die NS-
Masurenpolitik vor allem durch ihre Radikalität, 
von früheren Konzeptionen unterschied. Sie 
konfrontierte die ethnischen Minderheiten mit 
einem klaren Entweder-Oder: vollständige As-
similierung oder die Brandmarkung als Feind 
des deutschen Volkes.  
Um den Assimilierungsprozeß zu forcieren und 
nach NS-Normen zu formen, schreckte man 
auch vor einer bewußten Verfälschung der ma-
surischen Geschichte nicht zurück. Dabei of-
fenbarte sich die Ungeduld der NS-Machthaber, 
die den seit der Wilhelminischen Zeit verfolgten 
Assimilierungsprozeß nun rasch und definitiv 
zum Abschluß bringen wollten.  
In der NS-Ideologie war kein Platz mehr für 
„Zwischenvölker" und „Mischzonen labilen 
Volkstums". Ethnische Minderheiten und Bevöl-
kerungsgruppen sollten - dies war die Aufgabe 
der NOFG und ihrer affiliierten Institutionen — 
lokalisiert werden. Dabei bediente man sich 
auch des Mittels, ganze Gruppen nach den 
Vorgaben der Politik „unsichtbar" zu machen, 
d.h. kartographisch und publizistisch nicht mehr 
in Erscheinung treten zu lassen

55
. 

 
Bis 1936/37 blieb die deutsche Forschung über 
Masuren noch mehrheitlich der Tradition des 
Volks- und Kulturbodens verhaftet, sie ver-
schrieb sich aber ganz dem Nationalsozialismus 
und seiner vermeintlichen Kraft zur Neugestal-
tung der ethnischen Verhältnisse in Ostmitteleu-
ropa.  
Daß die Masuren in sämtlichen Wahlen des 
Jahres 1932 auf eindrucksvolle Weise für die 
Partei Hitlers gestimmt hatten, wertete Erich 
Maschke als „ein eindeutiges Bekenntnis zum 
nationalsozialistischen Staat und seinem Füh-
rer. Sie [die Ergebnisse] beweisen, daß die 
Masuren ohne Rücksicht auf ihre sprachliche 
Zugehörigkeit ihre Staatsgesinnung, die einst 
dem alten preußischen Staate diente, auf den 
neuen Staat übertragen haben.  
Der Staat der Ordnung, der Zucht und Ehre, der 
Staat, der um die Not der Bauern weiß und zur 
endgültigen Abhilfe entschlossen ist, hat die 
Masuren zu seinen treuesten Anhängern ge-
wonnen." In Maschkes Augen war das ethni-
sche Spezifikum Masurens ein „Symbol der 
deutschen Aufgabe im Osten"

5
*.  

Für alle Forscher und Politiker bestand akuter 
Handlungsbedarf für eine ethnische „Flurberei-
nigung", die ganz im nationalsozialistischen 
Sinne durchgeführt werden sollte. 

Der NS-Staat setzte für die Forscher neue 
Normen, eine neue Ethik, die alles Vergangene 
in einem anderen Licht erscheinen ließ. Dabei 
verschwammen rasch auch die Konturen zwi-
schen einem deutschtumsbezogenen Volk-
stumsbegriff und einer neuen biologisch-
rassischen Ausrichtung. Der Nationalsozialis-
mus negierte die auf demokratischen Entschei-
dungsprozesse - wie der Volksabstimmung von 
1920 - beruhenden Willensbekundungen und 
forderte von den Masuren ein klares Bekenntnis 
zur deutschen „Volksgemeinschaft". Auch nach 
Theodor Schieder erfuhr die Volksabstimmung 
von 1920 erst nach 1933 die wirkliche nationale 
Weihe: 
„Von heute aus gesehen erscheint die Abstim-
mung in Ostpreußen wie alle ähnlichen Kämpfe 
der Nachkriegsjahre in Oberschlesien, Kärnten, 
Schleswig als Vorläufer einer neuen Volksge-
sinnung und Volksidee, wie sie jetzt die natio-
nalsozialistische Revolution geschaffen und 
zum gültigen Gesetz für das deutsche Volk 
erhoben hat. Es ist nicht mehr das liberale 
Selbstbestimmungsrecht von 1919, das - wie 
die Erfahrung lehrt - doch nur zur Vergewalti-
gung von Volkstum durch die in der Mehrheit 
befindlichen Staatsvölker geführt hat."" 
 

Aggressiver „Grenzlandkampf" 
 
Obwohl die Masuren im Nationalsozialismus 
erstmals eine angeblich gleichberechtigte Rolle 
in der deutschen „Volksgemeinschaft" einnah-
men, waren ethnische Herkunft und polnisch-
masurische Sprache zum Leidwesen der NS-
Machthaber noch überall sichtbar.  
Daher entschloß sich der totalitäre Staat zu 
neuen Maßnahmen, die die aktive Partizipation 
von Forschern erforderlich machten. Dabei ging 
es aber nicht mehr, wie in der Weimarer Repub-
lik, um das Abhalten von Tagungen, sondern 
um einen aggressiven „Grenzlandkampf'.  
Äußeres Merkmal der politischen Neuausrich-
tung der nunmehr stärker als „Grenzland- und 
Volkstumspolitik" deklarierten NS-Masuren-
poIitik war die Gleichschaltung der Deutsch-
tums- und Heimatverbände. Max Worgitzki, 
langjähriger Vorsitzender des OHD und des 
Kulturvereins Masuren-Ermland, galt mehr als 
jeder andere als Repräsentant der überholten 
Volks- und Kulturbodentheorie, er schied am 
14. März 1933 aus „gesundheitlichen Gründen" 
aus dem Amt.  
 
Mit ihm ging eine ganze Generation von 
Deutschtumsfunkdonären, die ihre vordringliche 
Aufgabe in der Abwehr polnischer Ansprüche 
auf Ostpreußen sahen, aufgrund ihrer preu-
ßischen Sozialisation aber einem biologischen 
Rassismus skeptisch gegenüberstanden, Ne-
ben Worgitzki legte der Gesamtvorstand am 
selben Tag seine Ämter nieder, um die „Ent-
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sendung von Nationalsozialisten" vorzuschla-
gen

58
. Am 27. Juni 1933 wurden beide Vereine 

in den neugeschaffenen Bund Deutscher Osten 
überführt

59
. Obwohl viele Mitglieder der Heimat-

verbände die Weimarer Republik verachteten, 
galt ihre Organisationsstruktur der NSDAP als 
veraltet und von bürgerlichen Funktionären 
bestimmt. 
 
Der BDO setzte vor allem auf die Kultur, um 
seine Germanisierungspolitik voranzutreiben. 
Mit den Mitteln eines totalitären Regimes, das 
jede Alters- und Berufsgruppe einzubeziehen 
verstand, gelang eine flächendeckende Mas-
senmobilisierung, Deutsche Kulturarbeit in Ma-
suren verstand der BDO als „Selbsteindeut-
schungsprozeß", der die „Entfaltung eines le-
bendigen wertvollen deutschen Volkstums, das 
in Haus und Familie, in Dorfgemeinschaft und 
Stadt, im Heimatbezirk" erfordere und die 
Erziehung zu „Grenzlandhaltung und volksge-
bundener Kulturhaltung"*

1
 verlange.  

Bereits im September 1933 fand eine „Heimat- 
und Führertagung" des BDO in der Masuri-
schen Volkshochschule Jablonken statt, an der 
sich neben dem BDO-Bundesführer Franz 
Lüdtke, der wenig später von Theodor Oberlän-
der abgelöst wurde, auch zahlreiche Landräte 
und Kommunalbeamte beteiligten.  
Dabei unterstrich der Volkshochschulleiter den 
„Willen zur Subjektivität" als Erziehungsmaxime 
der NS-Masurenpolitik

61
. Die radikale Neuaus-

richtung zeichnete sich auch auf der Tagung 
des Gesamtverbands der deutschen Ge-
schichts- und Altertumsvereine in Königsberg 
im September 1933 ab, die besonders vom 
BDO unter dem Motto „Neuaufbau der deut-
schen Ostarbeit" gestaltet wurde

62
. 

 
Parallel dazu zeichnete sich in der Germanisie-
rungspolitik immer stärker die Tendenz ab, die 
nichtdeutschen Ethnien in den preußischen 
Ostprovinzen zu marginaliseren bzw. überhaupt 
nicht mehr öffentlich zu erwähnen. Kurz vor 
Kriegsausbruch erließ die PUSTE in Abstim-
mung mit führenden Vertretern der deutschen 
Forschung folgende Richtlinien zur Behandlung 
der Masuren, Schlonsaken, Oberschlesier und 
Kaschuben: 
„Es kann nur gesagt werden, daß keine von 
ihnen als polnisch bezeichnet werden darf und 
daß es ebenso unklug ist, ihre Gebräuche und 
ihre von der umgrenzenden Bevölkerung sich 
abhebende Haussprache als slawisch zu be-
zeichnen, überhaupt den Begriff slawisch mit 
ihnen in der Öffentlichkeit in Beziehung zu brin-
gen.  
Es scheint ferner nicht angebracht, diese vier 
Bevölkerungsgruppen als Mischstämme oder 
ihre Sprache als Mischsprache zu bezeichnen, 
weil dadurch ein Minderwertigkeitsgefühl bei 
dem Einzelnen hervorgerufen werden kann, 

welches sich auf dem Weg zum Deutschbe-
wußtsein als unüberwindliches Hindernis ent-
gegenstellen kann"

63
. 

 
Wie bereits im Kaiserreich und in der Weimarer 
Republik hielt man auch im NS-Staat an der 
finanziellen „Förderung des Deutschtums in den 
östlichen Grenzgebieten" fest 1934 gab es Ge-
lder für „Grenzlandstipendien" zur „Heranbil-
dung eines Führungsnachwuchses in den 
volkspolitisch gefährdeten Grenzgebieten", für 
Büchereien in gemischtethnischen Grenzregio-
nen, für den BDO und landsmannschaftliche 
Grenzlandverbände sowie die „Grenzgürtelar-
beit" der Hitlerjugend

64
.  

Das von dem Germanisten Walther Ziesemer 
geleitete Königsberger Institut für Heimatfor-
schung gab 1934 einen Band „Masurische 
Volkslieder

1
' heraus, der - unterstützt durch das 

Deutsche Volksliedarchiv sowie die Landesstel-
le Altpreußen des Reichsbundes Volkstum und 
Heimat - keinen einzigen Hinweis auf die pol-
nisch-slawischen Ursprünge des masurischen 
Liedgutes enthielt^. 
 
Eine besondere Rolle spielten die Ortsnamen-
sänderungen. Zwar gab es bereits vor 1933 
einzelne Umbenennungen, doch nach der NS-
Machtergreifung sollte jeder nichtdeutsche 
Ortsname in Ostpreußen verschwinden. Damit 
setzte sich eine neue „masurgermanische" 
Tendenz in der NS-Ideologie durch, die sich 
schließlich auch in der Forschung niederschlug 
und alle nichtdeutschen Spuren in der Ge-
schichte Masurens zu eliminieren suchte. Die-
sem ideologischen Primat verpflichtet, nahm 
man bereits in den Jahren 1933 bis 1937 zahl-
reiche Umbenennungen vor.  
 
Doch erst mit dem Befehl des NSDAP-
Gauleiters und Oberpräsidenten Erich Koch 
vom August 1937 begann die systematische und 
endgültige Umbenennungsaktion.  
Für ihre Vorbereitung setzte das Preußische 
Ministerium für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung eine Expertenkommission unter 
Leitung von Ministerialrat Harmjanz zur „Ver-
deutschung fremdsprachiger Ortsnamen in Ost-
preußen" ein.  
Der ostpreußischen Kommission gehörten der 
Slawist Meyer (Königsberg), der Germanist 
Ziesemer (Königsberg), der Lektor Falkenhayn 
(Kenner der litauischen und preußischen Be-
zeichnungen) sowie Max Hein, Direktor des 
Königsberger Staatsarchivs, als „Kenner der 
dokumentarisch festzustellenden historischen 
Bezeichnungen aus der Ordenszeit" an

66
, 

Historiker, Baltisten, Germanisten und Slawis-
ten wirkten an der Umbenennung mit. 
 
 Am 16. Juli 1938 fand die Aktion in Ostpreußen 
ihren Abschluß. In Masuren waren —je nach 
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Landkreis — bis zu 70 Prozent aller histori-
schen Ortsnamen von der Maßnahme betroffen, 
die auch vor jahrhundertelang gültigen Be-
zeichnungen nicht Halt machte. Damit nahm 
man der Landschaft die prägenden regional-
spezifischen Namen nicht nur der Dörfer, son-
dern auch der Seen, Waldstücke und Fluren

67
.  

 
In der Debatte um die „Ostforschung" haben 
diese Maßnahmen bislang keine Erwähnung 
gefunden. Die neueren Forschungen konzent-
rieren sich primär auf die Organisationsstruktu-
ren und die Vorbereitung für den Mord an den 
europäischen Juden, während die Auslöschung 
markanter regionaler Spezifika unbeachtet ge-
blieben ist, obwohl auf dem Boden des Deut-
schen Reiches, auf einem Gebiet, das immer 
ein Kernbestandteil Preußens gewesen war, 
zahlreiche landschaftstypische Namen ver-
schwanden, weil sie der „masurgermanischen" 
NS-Ideologie entgegenstanden. 
 
Die Wissenschaft bemühte sich, diese verhäng-
nisvolle Aktion nachträglich zu rechtfertigen. Für 
sie war diese radikale Germanisierungsmaß-
nahme die logische Konsequenz eines natürli-
chen Assimilierungsprozesses. So stellte der 
Geograph Georg Putjenter 1938 fest:  
„Die Verdeutschung Masurens war nichts an-
deres als ein Hineinwachsen des Masurentums 
in das Deutschtum, nicht aber eine Verdrän-
gung des einen durch das andere. So sind auch 
die Orts- und Flußnamenänderungen zu verste-
hen, die besonders im Juli 1938 vorgenommen 
wurden. Dies ist keine Germanisierung, sondern 
ein entwicklungsgeschichtlicher Vorgang."

68 

 
Nach der Besetzung Polens gelangten die 
Ortsnamen noch einmal auf die Tagesordnung. 
Der nördliche Teil Masowiens wurde der Pro-
vinz Ostpreußen angegliedert, erhielt allerdings 
einen Sonderstatus, der der SS Himmlers freie 
Hand bei den gewaltsamen Umsiedlungsaktio-
nen gab.  
 
Auf Grund einer Anweisung Hitlers fanden auch 
in diesen besetzten Gebieten Umbenennungen 
von Orten statt, an denen wiederum ostpreußi-
sche Historiker mitwirkten, wie aus dem Bericht 
über eine Besprechung im Königsberger Ober-
präsidium am 30. Mai 1940 hervorgeht; neben 
dem Vertreter des Oberpräsidiums nahmen 
daran Staatsarchivrat Kurt Forstreuter, Max 
Hein sowie Oskar Eugen Kossmann teil.  
 
Da sich in diesem alten polnischen Gebiet 
überhaupt keine Anknüpfungspunkte für eine 
Umbenennung boten, sah man sich in der 
Kommission Eugen gezwungen, für den Regie-
rungsbezirk Zichenau (Ciechanow) „viel [zu] 
phantasieren"

69
. Auch die von Theodor Schieder 

geleitete Landesstelle Ostpreußen für Nach-

kriegsgeschichte erblickte seit der Eingliede-
rung Nordmasowiens in die Provinz Ostpreußen 
eine ihrer „vordringlichsten Aufgaben" darin, 
Forschungen über den Regierungsbezirk Zi-
chenau und den Kreis Suwalki durchzuführen.  
 
Diese sollten jedoch nicht „um ihrer selbst un-
ternommen werden, sondern den klaren Zweck 
haben, die neuen zu Ostpreußen geschlagenen 
Gebiete im allgemeinen geschichtlichen und 
politischen Bewußtsein zu verankern" sowie für 
die „politischen und Verwaltungsbehörden nutz-
bares politisches und geschichtliches Material 
bereitstellen"'

0
.  

 
Dabei schlug Wolfgang Kohte, stellvertretender 
Leiter der Berliner PUSTE, in einem Entwurf 
vor, Werner Conze im Namen der Historischen 
Kommission für ost- und westpreußische Lan-
desforschung mit der Abfassung einer „Ge-
schichte Masowiens" zu beauftragen.  
Es sei - so Kohte - für die Verwaltungsstellen im 
Regierungsbezirk Zichenau „von größtem 
Wert", eine „genaue, von deutscher Seite abge-
faßte Darlegung der geschichtlichen Entwick-
lung der Beziehungen dieses Gebiets zum 
Deutschen Reich zu besitzen"'

7,
, 

 
Im Nationalsozialismus - so zeigt das Beispiel 
Masuren - stellte sich die Wissenschaft nicht nur 
in den Dienst der Machthaber, sie verstand sich 
selbst als ideologische Wissenschaft, die auch 
an der Verfolgung von Regimegegnern mitwirk-
te. So erstellten beispielsweise die NOFG und 
die PUSTE Gutachten für die Geheime Staats-
polizei.  
 
1937 übersetzte die PUSTE ein in Polen ent-
standenes maschinenschriftliches Manuskript 
über die „Geschichte des masurischen Volkes". 
Obwohl der Autor des Manuskripts nicht explizit 
genannt wurde, war ziemlich klar, daß es sich 
um den deutschen Tierarzt Kurt Obitz handelte, 
der sich durch sein unter dem Motto „Masuren 
den Masuren" stehendes Engagement für einen 
dritten Weg zwischen deutschem und polni-
schem Nationalismus bereits gegen Ende der 
Weimarer Republik unbeliebt gemacht hatte 
und nach massiven Protesten deutschnationaler 
und NS-naher Studentengruppen als Dozent an 
der Tierärztlichen Hochschule Berlin suspen-
diert worden war.  
 
Obitz hatte daraufhin, obwohl er nie propolni-
sche Sympathien hegte, um politisches Asyl in 
Polen nachgesucht, wo er weiterhin für masuri-
sche Belange wirkte. Die PUSTE sollte nun im 
Auftrag des Innenministeriums sowie der Ge-
stapo eine Stellungnahme über das Manuskript 
„vom historischen und nationalpolitischen 
Standpunkt" anfertigen

78
. Begutachtet wurde es 

von zwei ostpreußischen Historikern, Hermann 
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Gollub und Kurt Forstreuter. Gollub, zu diesem 
Zeitpunkt Archivbeamter in Breslau, hielt die 
Schrift „vom deutschen, nationalpolitischen 
Standpunkt" aus für „ausgesprochen staats-
feindlich". Im gleichen Tenor urteilte Forstreuter, 
der das Buch als „dilettantisches, aber gefährli-
ches Machwerk" bezeichnete

73
.  

 
Solche Urteile über propolnische Funktionäre 
bzw. solche, die wie Obitz für ein autonomes 
Masuren plädierten, dienten nach der Beset-
zung Polens im September 1939 als Handhabe 
zur Verfolgung von „Renegaten".  
So war es auch im konkreten Fall von Kurt 
Obitz, den die Gestapo am 8. Februar 1940 im 
besetzten Polen aufgriff. Nach seiner Inhaftie-
rung und nachdem er die Annahme der „Deut-
schen Volksliste" verweigert hatte, saß er bis 
zum Ende des Krieges im KZ Dachau ein.  
Kurz nach der Befreiung Dachaus durch die 
Amerikaner starb er 38jährig an den Folgen der 
Lagerhaft

74
. 

 
Auch die Gutachten des BDO-Ostpreußen gin-
gen direkt an die NSDAP und an die Gestapo. 
Für den evangelischen Laienprediger Reinhold 
Barcz, der in Ortelsburg die polnischsprachige 
christliche Zeitschrift „Glos Ewangelijny" [Evan-
geliumsstimme] herausgab, hatte das fatale 
Folgen, da der BDO seit 1933 regelmäßig über 
seine Tätigkeit „im polnischen Dienste" berich-
tete

7
^. Wie viele andere „Renegaten" kam er 

nach 1939, als das NS-Regime keine Rücksich-
ten mehr auf Polen zu nehmen brauchte, in das 
Gefängnis Berlin-Moabit, wo er 1942 enthauptet 
wurde. 
 
Weitere Radikalisierung 
 
Als es zu diesen fatalen Folgen kam, hatte sich 
längst auch ein neuer Forschungsansatz Bahn 
gebrochen, der für Masuren den endgültigen 
Abschied vom gemischtethnischen Kulturbo-
den-Theorem und den Triumph eines biologi-
schen Rassismus bedeutete. Es genügte nun 
nicht mehr - wie Vblz und Penck in den zwanzi-
ger Jahren gemeint hatten -, die Vorstellung 
einer höherwertigen deutschen Kultur zu propa-
gieren, die auch im slawischen Siedlungsgebiet 
maßgeblich werden sollte.  
 
Die neue „masurgermanische" Forschungskon-
zeption ignorierte den polnischen Anteil an der 
Geschichte Masurens und griff dabei auch zu 
den Mitteln der Neuinterpretation historischer 
Fakten und bewußter Fälschung.  
Auf diesem Wege wollte man nicht nur polni-
schen Gebietsansprüchen den Boden entzie-
hen, sondern auch das leidige Thema pol-
nischsprachiger Ethnien in Deutschland ein für 
alle Mal aus der Welt schaffen. 
 

Mit den germanisierten Ortsnamen sollte jeder 
äußerliche Hinweis auf slawische Siedlungsspu-
ren getilgt werden, zugleich sollte auch in den 
Geschichtsbüchern nichts mehr an das sla-
wisch-polnische Erbe Masurens erinnern. 
Überall hielt der „Masurgermanismus" Einzug, 
Einer seiner geistigen Protagonisten war Carl 
Engel, stellvertretender Vorsitzender der NOFG, 
der sich als Althistoriker komplett der NS-
Ideologie verschrieb. Von ihm stammte der 
Gedanke, daß in Masuren durch die gotische 
Besiedlung bereits lange vor dem slawischen 
ein frühgermanischer Siedlungsraum existiert 
habe.  
 
Für Engel, der 1938 an der NSDAP-Ordensburg 
Vogelsang in der Eifel unterrichtete, erwuchs 
daraus ein konkreter Anspruch: „Als dann um 
die Wende unserer Zeitrechnung die Goten an 
der Weichsel landeten, haben sie nicht nur den 
germanischen Siedlungsraum nach Osten zu 
bedeutend erweitert, sondern zugleich die gan-
ze preußische Kultur der gleichen Zeit sozusa-
gen geradezu gotisch eingefärbt [...]."

76
  

Der Forschungsansatz wurde auf allen Ebenen 
der masurischen Regionalgeschichtsschreibung 
rezipiert. Nachweise über die vermeintlich 
deutsche Herkunft masurischer Familiennamen 
sollten das Germanische an Masuren unterstrei-
chen.  
Dabei übersetzte ein Autor im BDO-eigenen 
„Masurischen Volkskalender" die masurischen 
Namen Mlynarz in Müller sowie Kaczmarek in 
Krüger und sah folgenden Beweis erbracht. 
 „Sie beweisen nämlich, daß die Bevölkerung 
Masurens ein echter deutscher Volksstamm war 
und ist, in dem von Anbeginn das deutsche 
Blute in einer Fülle pulsiert, deren erstaunlichen 
Umfang erst die rechte masurische Familien-
namen-Kunde lehrt"

77
 

Damit war natürlich der interpretatorischen Will-
kür Tür und Tor geöffnet. Da fast jeder Fami-
lienname, zumal wenn er eine Berufsbezeich-
nung enthält, in anderen Sprachen ein Äquiva-
lent besitzt, hätte die polnische Seite ebenso 
jeden deutschen „Schmidt" als „Kowalski" rek-
lamieren können. 
 
Die „masurgermanische" Neuinterpretation be-
zog sich auf alle Bereiche der masurischen 
Volkskultur. Noch wenige Jahre zuvor von der 
Architekturgeschichte als Bauernhäuser sla-
wisch-polnischen Ursprungs ausgewiesen, bo-
ten dieselben Objekte nunmehr vielfache An-
zeichen germanischer Siedlungsformen.  
Im Rahmen der NS-Frauenarbeit schuf man 
neue masurische Trachten und Muster, deren 
germanische Ursprünge unterstrichen wurden. 
Jeden regionalspezifischen Ansatz ignorierend, 
entstanden dabei Trachten, die in Masuren bis 
dahin völlig unbekannt gewesen waren

78
. Die 

von der NS-Frauenführerin Berta Syttkus gelei-
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tete Masurische Webschule in Jablonken ver-
spürte dennoch „die Verpflichtung, deutsche Art 
und Wesen zu leben. Wir müssen überall 
deutsch schaffen, sollen nirgends eine Lücke 
lassen, nirgends einen Ansatzpunkt für undeut-
sches oder nur verwischtes Volkstum. [...] Wir 
nennen dieses bewußte und vertiefte Streben 
nach endgültigem Deutschtum Grenzland-
kampf."

79 

 
Die Absurdität der „masurgermanischen" Tradi-
tionspflege erlebte nach 1945 eine Fortsetzung. 
In den ostpreußischen Vertriebenenverbänden, 
der Landsmannschaft Ostpreußen und den 
untergeordneten Kreisgemeinschaften setzte 
sich das in der NS-Zeit geschaffene „Ostpreu-
ßenkleid" durch. Die NS-Terminologie blieb in 
vielen Dokumentationen der masurischen Ver-
triebenenverbände erhalten, vor allem in Dar-
stellungen der Vor- und Frühgeschichte.  
Außerdem wurden grundsätzlich nur die in der 
NS-Zeit geänderten Ortsnamen verwendet, die 
nicht einmal sieben Jahre im offiziellen Ge-
brauch waren

80
. 

 
Aktiv beteiligte sich der BDO unter seinem en-
gagierten Vorsitzenden Theodor Oberländer 
auch an der Eliminierung der polnisch-
masurischen Sprache in Ostpreußen. In Ver-
bindung mit dem Evangelischen Konsistorium 
erhob der BDO in allen Kirchspielen Masurens 
Statistiken über den Gebrauch der „masuri-
schen" Sprache in Gottesdiensten.  
Ziel dieser Erhebung war die Vorbereitung der 
endgültigen Verbannung der masurisch-
polnischen Sprache aus dem öffenlichen Leben 
Masurens. Sehr zum Ärger der Deutschtums-
funktionäre und NS-Politiker erwies sich der 
kirchliche Bereich aber als letzte Bastion der 
muttersprachlichen Seelsorge, was auch nicht 
verwundert, sah sich der Protestantismus doch 
zur Verkündigung in der Muttersprache ver-
pflichtet.  
Viele Pfarrer hatten zwar bereits im Kaiserreich 
die polnischsprachige Seelsorge einschränken 
wollen, letztlich blieben die evangelischen Kir-
chengemeinden aber doch die einzigen öffentli-
chen Orte, in denen polnisch gesprochen wer-
den durfte.  
Der NSDAP in Ostpreußen, allen voran Theo-
dor Oberländer und seinen BDO-Mitstreitern, 
war dieser Umstand ein Dorn im Auge. Mit Billi-
gung des Allensteiner Regierungspräsidenten 
Karl Schmidt führte der BDO 193*7 und 1938 
zwei Zählungen polnischer Gottesdienste 
durch

81
. Doch erst nach der Besetzung Polens 

setzte die Gestapo die BDO-Empfehlung um 
und verbot am 24. November 1939 alle pol-
nischsprachigen Gottesdienste in Masuren. 
Wenig später, am 13. Dezember 1939, wies 
auch das Evangelische Konsistorium als willfäh-
riges Instrument des NS-Staates alle Gemein-

den an, das Verbot zu akzeptieren, weil es 
meinte, daß „nunmehr die Zeit [...] gekommen" 
sei, „die masurischen Gottesdienste allgemein 
abzuschaffen"

82
.  

Nach der Ausführung der Anordnung stellte der 
BDO zufrieden fest, daß „unter ein wenig erfreu-
liches Kapitel der Schlußstrich" gezogen sei

8
*. 

 
Damit endete eine sechshundertjährige pol-
nischsprachige Tradition in Ostpreußen; die seit 
der Reformation in Preußen 1525 übliche evan-
gelische Verkündigung in allen Sprachen des 
Landes gab es nun nicht mehr.  
Auch wenn diesen Maßnahmen langjährige 
Bestrebungen vorausgingen und sie nicht im 
Rampenlicht der Öffentlichkeit standen, haupt-
verantwortlich dafür war ein führender Vertreter 
der NS-Forschung und der herausragendste 
Vertreter ihrer „Grenzland-und Volkstumspoli-
tik", der BDO-Bundesführer Theodor Oberlän-
der.  
Sein Biograph Philipp-Christian Wachs, der 
Oberländers Aktivitäten in der Kontinuität seines 
„aus Weimarer Zeiten geprägten Erfahrungsho-
rizonts" sieht und ihn nicht als „Vordenker der 
Vernichtung" einschätzt, stellt dessen Aktivitä-
ten im BDO mitunter verharmlosend dar

84
.  

 
Nachdem Oberländer in den fünfziger und 
sechziger Jahren in das Zentrum einer heftigen 
politischen Kontroverse geriet, richtete sich die 
publizistische Aufmerksamkeit ausschließlich 
auf seine umstrittene Teilnahme an Verbrechen 
im Zweiten Weltkrieg, während seine Tätigkeit 
als BDO-Vorsitzender wenig Aufmerksamkeit 
fand; was Oberländer vor 1939 tat, erschien nur 
als die Ämterkumulation eines ambitionierten 
Wissenschaftlers auf der Karriereleiter nach 
oben.  
 
Ein Blick auf die rigide Germanisierungspolitik, 
die der BDO in Ostpreußen im Auftrag der NS-
Führung bis 1939 betrieb, führt zu einem ande-
ren Ergebnis:  
Der BDO ging mit großer Härte gegen äußere 
„Feinde" vor. Schonungslose Bespitzelung 
„subversiver" Tätigkeiten in Masuren bildete die 
Kernaufgabe des BDO. Seine Berichte über 
polnische Minderheitenvereine, den Gebrauch 
der polnischen Sprache sowie „Renegaten" 
halfen der Gestapo, als sie ab September 1939 
rücksichtslos die untergetauchten propolnischen 
Masuren verfolgte, in Konzentrationslager 
schickte und zum Tode verurteilte. 
 
Nach der Besetzung Polens änderte sich die 
deutsche Masurenpolitik vollends. Nun ging 
man dazu über, Forschungen über Masuren, 
Kaschuben, Oberschlesier, Schlonsaken und 
Wenden „soweit wie möglich zu unterlassen". 
Das Reichsinnenministerium verfügte 1940 in 
Zusammenarbeit mit dem BDO und dem 
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Reichsministerium für Volksaufklärung, daß 
wissenschaftliche Forschungen zu diesen 
Gruppen „nicht oder nur in besonders begrün-
deten Ausnahmefällen" erfolgen sollten

8
*. 

Schließlich wurde ein Jahr später in einer Stel-
lungnahme der NSDAP- Gauleitung Ostpreu-
ßen zu dem „Volkspolitischen Bericht" des 
Reichsinnenministers der Wunsch geäußert, 
daß die „Bezeichnung Masure als fremdvölki-
sche Stempelung für den Bewohner eines Ge-
bietes in Ostpreußen" verschwinden solle

86
. 

 
Zusammenfassung 

 
In der deutschen Forschung findet sich häufig 
die These, daß 1933 - wie Jörg Hackmann fest-
stellte - keine „grundlegende Zäsur in der Ent-
wicklung der Ostforschung" eingetreten ist

87
. 

Das trifft in vielfacher Hinsicht für den personel-
len Aspekt zu. Auch inhaltlich gibt es beträchli-
che Kontinuitäten. Am Beispiel der nichtdeut-
schen Ethnien im Reichsgebiet läßt sich aber 
zeigen, daß es nach 1933 zu einer qualitativen 
Veränderung der Politik gegenüber diesen 
Gruppen und danach zu einer immer stärkeren 
Radikalisierung in der Germanisierungspolitik 
kam. 
 
In Masuren bot sich den nach politischem Ein-
fluß strebenden Vertretern der Ostforschung 
und der Deutschtumspolitik ein konkretes Ope-
rationsgebiet, wo sie - im Einklang mit der eige-
nen inneren Überzeugung - die letzten Über-
bleibsel des multiethnischen Preußen in ein 
homogenes Deutschtum einschmelzen wollten. 
Dieser engstirnige Nationalismus bedrohte 
schon seit der Gründung des Kaiserreiches 
alles, was slawisch war.  
 
Die Volks- und Kulturbodenforschung sah in der 
forcierten Germanisierungspolitik nach 1918 - 
vor allem nach dem prodeutschen Votum bei 
der Volksabstimmung 1920 - die Vollstreckung 
des „Willens" der Masuren, die sich in der 
Volksabstimmung von 1920 eindeutig zum deut-
schen Reich bekannt hatten.  
Um aus Slawen - hier den Masuren - Deutsche 
zu machen, legte die deutsche Forschung gro-
ße Flexibilität an den Tag. Als ihr führender 
Repräsentant in der Weimarer Republik feierte 
Hans Rothfels Ostpreußens ethnische Vielfalt 
als Sieg einer „Idee" über den „Materialismus 
und Determinismus der Biologie"

88
. Sein unfrei-

williges Ausscheiden aus der Wissenschaft 
1934 stellte in der Tat eine Zäsur dar. Bis dahin 
standen sich zwei Nationsmodelle gegenüber, 
die von der deutschen Forschung je nach politi-
scher Notwendigkeit opportunistisch gebraucht 
wurden. 
 
Dabei handelte es sich bei der Kategorie des 
„Willens" in der Volks- und Kulturbodentheorie 

nicht um den Ausdruck einer volonte generale. 
Vielmehr bildete der in der Weimarer Republik 
geformte Begriff eine Mischform, die sich so-
wohl bei den Konzepten der Staats- als auch 
der Kulturnation bediente. Sie unterschied sich 
deshalb von der westeuropäischen Interpretati-
on der Staatsnation, weil der „Wille" der Masu-
ren, Deutsche zu sein, nur als Ergebnis einer 
langen Entwicklung gewertet wurde und daher 
den Volks- und Kulturbodenforschern nicht aus-
reichte.  
Sie begnügten sich nicht mit einer voluntaristi-
schen Loyalitätserklärung, wie es bei der Volks-
abstimmung 1920 der Fall gewesen war, son-
dern verlangten eine Festigung der deutschen 
Identität der Masuren und deren Assimilierung. 
 
Der Staatsnation, die sich über die volonte ge-
nerale definiert, kann die ethnische Abstam-
mung ihrer Bürger relativ gleichgültig sein, so-
lange sie gegenüber dem Gemeinwesen Loyali-
tät beweisen.  
Auch das vornationale Preußen war eine 
Staatsnation, wenngleich es ältere Traditionsli-
nien aufwies als die politisch bewußt konzipierte 
Staatsnation seit der Französischen Revolution. 
Die ethnische Minderheit der Masuren paßte 
also nicht nur in den vornationalen Staat Preu-
ßen, wo die Staatsräson der Maßstab der Loya-
lität war, sondern auch in das flexible Volks- 
und Kulturboden-Konzept Weimarer Prägung. 
Nach dem Modell einer Kulturnation, die auf 
ethnoinguistischen Determinanten basierte, 
waren die Masuren hingegen nicht, oder nur 
bedingt, zur deutschen Nation zu zählen. 
 
Mit dieser nebulösen Terminologie hatte es in 
der NS-Zeit ein Ende, Das klare Entweder-Oder 
der Nationalsozialisten duldete keine Zwischen-
lösungen, keine graduellen Abstufungen in eth-
nisch gemischten Regionen. Mit dem „Masur-
germanismus" begann die endgültige Eliminie-
rung aller polnisch-slawischer Spuren in Masu-
ren.  
 
Obwohl personell und institutionell unzweifelhaft 
Kontinuitäten zu Weimar erkennbar sind, zeigt 
der Umgang mit nichtdeutschen Ethnien nach 
1935, daß der Masurgermanismus kein direkter 
Ausfluß der alten Volks- und Kulturbo-
denforschung war.  
Max Worgitzkis Wirken war symptomatisch für 
die alte Politik mit ihrer antipolnischen Stoßrich-
tung, die auf die Assimilierung der Masuren 
zielte, aber dennoch fest in der Weimarer Ver-
fassung verankert war. Sein Scheitern im 
„Grenz- und Volkstumskampf" zeigt, wo die 
Grenzen für eine Revisionspolitik im verfas-
sungsmäßigen Kontext lagen.  
Auch Worgitzki fiel schließlich dem radikalen 
Neuanfang der „kämpfenden" Grenzwissen-
schaften zum Opfer, die rasche Erfolge vorwei-
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sen wollte.  
Dabei spielte die Ostforschung anders ab in der 
Weimarer Republik nicht nur eine beratende 
Rolle. Ihre Protagonisten schalteten sich aktiv 
ein und schreckten auch vor der Eliminierung 
ethnisch nichtdeutscher Spuren nicht zurück; 
manche ihrer Gutachten und Stellungnahmen 
hatten verhängnisvolle Konsequenzen für ver-
meintliche „Renegaten". 
 
Mithin änderte sich nach 1933 nicht nur die 
Politik, sondern in ganz erheblichem Maß auch 
das Selbstverständnis der Wissenschaft. Es 
gewannen nun zunehmend jüngere Wissen-
schaft der die Oberhand, denen eine viel radika-
lere Germanisierungspolitik vorschwebte als 
ihren akademischen Vätern.  
Obwohl die Masuren in ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Not vor 1933 vor allem Hitlers 
Partei gewählt hatten und obwohl die NSDAP 
ihnen erstmals die volle Zugehörigkeit zur deut-
schen „Volksgemeinschaft" in Aussicht gestellt 
hatte, paßten sie - so wie sie waren - nicht in 
das Bild des Nationalsozialismus; sie blieben in 
internen Berichten der NSDAP und des BDO 
Angehörige einer suspekten Minderheit.  
Ein vertrauliches Memorandum des BDO vom 
5. Januar 1940 offenbarte, daß die NS-
Machthaber die Masuren trotz offiziell anders-
lautender Bekundungen nicht als Deutsche 
betrachteten. Für sie war Masuren ein unbere-
chenbares „fremdvölkisches Einbruchsgebiet", 
dessen Bewohner „noch etwas Unfertiges und 
Unausgeglichenes" besäßen.  
Sie seien, wenn überhaupt, als „Kulturdeutsch-
e", nicht aber als „Blutsdeutsche" einzuschätzen 
und zeigten „Symptome einer wenig gefestigten 
völkischen Haltung"

89
. 

 
Mit den Masuren geriet letztlich eine apolitische 
ländliche Grenzbevölkerung in den Strudel ei-
nes radikalen Nationalismus.  
Ihre permanente politische Instrumentalisierung 
führte schließlich zu ihrem Untergang. Die Wis-
senschaft stand allein unter dem Primat der 
Politik.  
Die Unscharfe ihrer Begriffe und die Deu-
tungskonflikte der deutschen Forschung bele-
gen aber auch die Unsicherheit und die Schwie-
rigkeit im Umgang mit der komplexen Thematik 
Masurens und mit der Einordnung dieser Min-
derheit in das Weltbild eines ethnisch homogen 
gedachten Nationalstaats. 


